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Tagesordnungspunkt 1: 

Ausführungen zum Steuerrecht durch Kom-

missionsmitglied Herrn Prof. Dr. Sebastian 

Unger 

 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Ich hatte den Auftrag, 

zum Steuerrecht bzw. zu den steuerrechtlichen 

Rahmenbedingungen zu berichten. 

Ich habe mir, um das Thema zu gliedern, zwei 

große Punkte vorgenommen, nämlich zum einen 

die Frage, wie die ehrenamtlich Tätigen, die Zah-

lungen erhalten, besteuert werden. Wie behan-

deln wir diese Zahlungen steuerrechtlich? 

Zum anderen werde ich mich der Frage zuwen-

den, wie die gemeinnützigen Organisationen, also 

die Organisationen steuerrechtlich behandelt wer-

den, die ehrenamtlich Tätige beschäftigen.  

Das sind die beiden Themen, die wir schon disku-

tiert haben und die auch in den uns bisher vorlie-

genden Stellungnahmen angesprochen werden. 

Ich werde mich in meinen Ausführungen ein we-

nig daran orientieren, was schon vorgeschlagen 

worden ist und worüber wir in der Kommission mit 

Blick auf den Abschlussbericht diskutieren sollten. 

Zunächst also zu der Frage der Besteuerung eh-

renamtlich Tätiger, also zu der Frage, wie sie 

Zahlungen - Aufwandsentschädigungen etc. - zu 

versteuern haben und welche Regelungen und 

vielleicht auch Probleme es hier gibt. 

Dazu möchte ich zwei Punkte vorwegschicken, 

die aus meiner Sicht wichtig sind, um beurteilen 

zu können, ob und inwieweit es zulässig und viel-

leicht auch sinnvoll ist, die Regelungen zu ver-

bessern und insbesondere die Steuerfreibeträge 

zu erhöhen. 

Ausgangspunkt ist, dass Zahlungen an ehrenamt-

lich Tätige unabhängig davon, wie sie bezeichnet 

werden, ob man also etwa von Aufwandsent-

schädigungen oder Vergütungen spricht, grund-

sätzlich steuerpflichtig sind. Jede Einnahme, die 

einer Einkunftsart im Sinne des Einkommensteu-

ergesetzes zugeordnet werden kann, ist steuer-

pflichtig. Das sind bei ehrenamtlich Tätigen ent-

weder Einkünfte aus selbstständiger oder aus 

nicht selbstständiger Tätigkeit, je nachdem, ob die 

oder der ehrenamtlich Tätige selbstständig tätig 

ist oder aber wie ein Arbeitnehmer dauerhaft be-

schäftigt wird und unselbstständig tätig ist. 

Diese Einkünfte müssen versteuert werden. Das 

ist ein wichtiger Ausgangspunkt. Anderenfalls 

müssten wir uns der Frage nach steuerrechtlichen 

Konsequenzen nicht stellen. 

Die zweite Prämisse ist, dass das Verfassungs-

recht der Frage, ob diese Einkünfte besteuert 

werden, nicht ganz neutral gegenübersteht. Das 

Verfassungsrecht beinhaltet ein Gebot der gleich-

mäßigen Besteuerung aller nach Maßgabe der 

Leistungsfähigkeit. Das ist das Fundamentalprin-

zip unseres Steuerrechts. Abgesehen davon, 

dass man seine Einkommensteuererklärung im 

Detail richtig ausfüllen muss, ist das das Wichtigs-

te, was man im Einkommensteuerrecht verstehen 

muss. Besteuert werden alle nach Maßgabe ihrer 

finanziellen Leistungsfähigkeit, und dies ge-

schieht auch gleichmäßig. Die gesamten Einkünf-

te müssen besteuert werden, und von dem, was 

besteuert wird, darf nur das abgezogen werden, 

was diejenigen, die besteuert werden, letztendlich 

nicht zur Verfügung haben, weil sie es entweder 

brauchen, um überhaupt zu existieren - Stichwort: 

„Existenzminimum“ - oder weil sie es benötigen, 

um überhaupt erst die Voraussetzungen dafür zu 

schaffen, dass sie Geld verdienen können - 

Stichwort: „Werbungskosten“ oder bei Selbst-

ständigen „Betriebsausgaben“. 

Ganz klassisch sind die Kosten für den Weg zur 

Arbeits- oder Tätigkeitsstätte. Dies kann von der 

Steuer abgezogen werden, weil das Geld zu-

nächst einmal ausgegeben werden muss, um 

überhaupt Geld verdienen zu können, und das 

Geld nicht zur freien Verfügung steht. 

Das, was danach übrig bleibt, muss aus verfas-

sungsrechtlichen Gründen grundsätzlich der 

Steuer unterworfen werden, damit alle gleichmä-

ßig nach Maßgabe ihrer finanziellen Leistungsfä-

higkeit besteuert werden. 

Vor diesem Hintergrund müssen wir die Besteue-

rung der ehrenamtlich Tätigen sehen. Es gibt für 

ehrenamtlich Tätige Vergünstigungen. Es gibt 

Durchbrechungen des Grundsatzes, dass alles 

das, was sie bekommen, tatsächlich besteuert 

werden muss. Diese Durchbrechungen enthält 

das geltende Steuerrecht in § 3 des Einkommen-

steuergesetzes. Dabei geht es um Steuerbefrei-

ungen. Hier kann man zwei große Blöcke unter-

scheiden, nämlich zum einen den Block des 

kommunalen Ehrenamtes und zum anderen den 

Block aller anderen ehrenamtlich Tätigen. 
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Der Unterschied besteht vor allem darin, dass der 

Gesetzgeber Zahlungen, die kommunal ehren-

amtlich Tätige erhalten, nur insoweit steuerfrei 

stellt bzw. steuerfrei behandelt, als ihnen tatsäch-

lich Aufwand zugrunde legt. Der Gesetzgeber 

sagt also im Prinzip: Wenn ihr eine Entschädi-

gung für die Wahrnehmung des kommunalen Eh-

renamtes bekommt, dann müsst ihr diese Ent-

schädigung nicht versteuern, aber nur insoweit, 

als dem tatsächlich Aufwendungen gegenüber-

stehen, wie etwa für Fahrten etc. 

Damit man die Zahlungen nicht erst in der Steu-

ererklärung angeben muss, um den Aufwand 

dann nachträglich abziehen zu können, erleichtert 

der Gesetzgeber das Ganze, indem er bestimmt 

hat, dass die Einkünfte, die für die Wahrnehmung 

des kommunalen Ehrenamtes gezahlt werden, in 

dem Umfang, in dem ihnen Aufwand gegenüber-

steht, nicht der Steuer unterworfen, sondern so-

fort steuerfrei gestellt werden. 

Den Aufwand im Einzelnen anzugeben und nach-

zuweisen, ist recht aufwändig. Deshalb gibt es 

Vereinfachungsregelungen: grundsätzlich für das 

kommunale Ehrenamt außerhalb von Mandatstä-

tigkeit 200 Euro pro Monat. Der Gesetzgeber geht 

davon aus, dass 200 Euro im Monat dem typi-

schen Aufwand entsprechen. Einer Aufwandsent-

schädigung von 200 Euro im Monat stehen typi-

sierend 200 Euro gegenüber. Diese 200 Euro pro 

Monat können steuerfrei behandelt werden, was 

im Ergebnis auf 2 400 Euro im Jahr hinausläuft, 

die im Fall des kommunalen Ehrenamtes als 

steuerfrei behandelt werden. 

Etwas anders stellt sich dies im Fall der kommu-

nalen Mandatstätigkeit dar. Hier gibt es einen Be-

griff, der total aus der Zeit gefallen ist. Da er aber 

überall verwendet wird, benutze auch ich ihn. Der 

Ratsherrenerlass trifft Regelungen abweichend 

von den allgemeinen Regelungen und bringt zum 

Ausdruck, bei welchen Zahlungen es sich um 

Aufwandsentschädigungen handelt, die als steu-

erfrei behandelt werden können. Wichtig ist, dass 

im Fall der kommunalen Mandatstätigkeit die Auf-

wandsentschädigungen, die gezahlt werden, nur 

insoweit als steuerfrei behandelt werden dürfen, 

als der Gesetzgeber und insbesondere die Ver-

einfachungsreglungen davon ausgehen, dass die 

Entschädigungen tatsächlich für Aufwand gezahlt 

werden, und in dieser Höhe können sie als steu-

erfrei behandelt werden. 

Das zum kommunalen Ehrenamt. Sicherlich wer-

den nachher noch Fragen kommen, inwieweit 

Vereinfachungsmöglichkeiten bestehen. Im Gro-

ßen und Ganzen habe zumindest ich die Diskus-

sion bislang nicht so wahrgenommen, dass 

übermäßige Kritik im Raum steht; vielleicht abge-

sehen davon, dass die Sätze, die insbesondere 

im Ratsherrenerlass geregelt sind, vielleicht er-

höht werden könnten. Das Niedersächsische Fi-

nanzministerium hat noch im vergangenen Jahr 

darauf hingewiesen, dass die Sätze zuletzt 2009 - 

um 15 % - erhöht worden sind und eine weitere 

Erhöhung im Moment nicht in Aussicht steht und 

dass es keine Daten gebe, nach denen der tat-

sächliche Aufwand erheblich höher sei. Deshalb 

kann man nicht unbedingt damit rechnen, dass 

der Ratsherrenerlass inflationsbedingt oder wie 

auch immer angepasst wird.  

Lassen Sie uns den kommunalen Bereich verlas-

sen und auf das sonstige Ehrenamt blicken. Hier 

gibt es im Wesentlichen zwei Regelungen, näm-

lich zum einen den Übungsleiterfreibetrag und 

zum anderen die allgemeine Ehrenamtspauscha-

le. Hierbei handelt es sich um zwei unterschiedli-

che Regelungen im Einkommensteuergesetz. 

Diese sind etwas anders konstruiert, weil sie sich 

nicht darum scheren, ob den Zahlungen tatsäch-

lich ein Aufwand gegenübersteht. Nach diesen 

Regelungen wird einem ehrenamtlich Tätigen, der 

entweder als Übungsleiter oder in einem anderen 

Bereich tätig ist, Steuerfreiheit seiner Einnahmen 

in bestimmter Höhe gewährt. Bislang waren dies 

2 400 Euro im Jahr für Übungsleiter und 720 Euro 

im Jahr für sonstige ehrenamtlich Tätige. 

Es interessiert überhaupt nicht, ob diesen Zah-

lungen Aufwand gegenüber steht, sondern der 

Gesetzgeber sagt: Wir gewähren euch Steuer-

freiheit für diese Einnahmen in dieser Höhe. Ihr 

müsst nicht nachweisen - das muss auch nicht 

von irgendjemandem typisierend zum Ausdruck 

gebracht werden -, dass ihr Aufwand wirklich in 

der Höhe habt. 

Diese Steuerbefreiungen unterliegen einem er-

höhten Rechtfertigungserfordernis. Einerseits er-

halten diese Ehrenamtlichen zwar Geld, also etwa 

2 400 Euro im Jahr für Übungsleitertätigkeit, an-

dererseits werden diese Zahlungen aber in dem 

genannten Umfang von der Steuer freigestellt. 

Aus der Perspektive des Verfassungsrechtes 

stellt es eine Durchbrechung des Prinzips der Be-

steuerung nach Leistungsfähigkeit dar, wenn ei-

nerseits die Leistungsfähigkeit um 2 400 Euro er-

höht wird, während dieser Betrag andererseits 

aber nicht versteuert werden muss. Dies muss 
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gerechtfertigt werden und kann auch gerechtfer-

tigt werden. 

Das Bundesverfassungsgericht spricht hier von 

einer sogenannten Sozialzwecknorm. Dahinter 

steht, dass dadurch das Gemeinwohl gefördert 

wird, und deshalb kann so etwas gerechtfertigt 

werden. Aber - das ist ganz wichtig - das kann 

nicht in unbeschränkter Höhe gerechtfertigt wer-

den. Wenn jemand im Nebenamt einen Gemein-

wohlbeitrag erbringt und dafür 50 000 Euro erhält, 

dann kann das nicht insgesamt von der Steuer 

freigestellt werden. 

Weil immer eine Rechtfertigung erbracht werden 

muss, muss man vorsichtig sein, wenn man dar-

über diskutiert, ob man die Sätze erhöhen kann. 

Erhöhungen sind letzten Endes nicht grenzenlos 

möglich. 

In einem Papier aus Baden-Württemberg wird 

vorgeschlagen, den Übungsleiterfreibetrag auf 

5 000 Euro und die Ehrenamtspauschale auf 

1 000 Euro zu erhöhen. Man kann darüber disku-

tieren, ob sich das noch in dem Rahmen dessen 

bewegt, was zulässig ist. Das kann man sicherlich 

so oder auch anders sehen.  

Wichtig ist, dass der Gesetzgeber das Ganze ge-

rade reformiert. Heute Nachmittag behandelt der 

Bundestag den Tagesordnungspunkt „Jahres-

steuergesetz 2020“. Dabei geht es um genau die-

se Fragen. Die Übungsleiterpauschale soll auf 

3 000 Euro erhöht werden und die Ehrenamts-

pauschale von bislang 720 Euro auf zukünftig 

840 Euro. Es sind also Erhöhungen vorgesehen. 

Diese sind aber nicht irrsinnig hoch. Man kann 

vielleicht davon ausgehen, dass die Tür damit 

erst mal wieder geschlossen ist. 

Vom Bundesrat war vorgeschlagen worden, 

Sachleistungen auf Grundlage einer sogenannten 

Ehrenamtskarte insgesamt von der Steuer zu be-

freien. Das hat der Bundestag nicht in den Ge-

setzentwurf aufgenommen. Das wird also nicht 

kommen. 

Lassen Sie mich abschließend noch ein Thema 

erwähnen, das auch schon in Stellungnahmen 

zum Ausdruck gekommen ist und auch ehrenamt-

lich Tätige betrifft, aber nicht sonderlich viel mit 

den bisher erläuterten Steuerbefreiungen zu tun 

hat, nämlich auf das Problem der Zeitspende. 

Das ist ein Punkt, über den wir in der Kommission 

sicherlich diskutieren sollten, ob dies als Empfeh-

lung im Abschlussbericht auftauchen sollte.  

Dabei geht es um Varianten, bei denen man für 

ehrenamtliche Tätigkeit kein Geld bekommt, son-

dern die ehrenamtliche Tätigkeit unentgeltlich er-

bracht wird. In den Fällen, in denen Geld gezahlt 

wird, ist das Mittel der Wahl eine Steuerbefreiung, 

damit das Geld, das für die ehrenamtliche Tätig-

keit gezahlt wird, nicht versteuert werden muss. In 

den Fällen, in denen aber kein Geld gezahlt wird, 

funktionieren solche Steuerbefreiungen nicht. Von 

daher könnte man überlegen, ob es möglich sein 

soll, Zeit zu spenden. Bei einer normalen Spende 

bekommt etwa ein Verein z. B. 100 Euro, und 

diese 100 Euro kann der Spender steuermin-

dernd geltend machen. Genauso könnte überlegt 

werden, ob es möglich sein soll, einem gemein-

nützigen Verein Zeit zu spenden - diese Zeit hat 

einen Wert - und diese Zeit dann in der Steuerer-

klärung zum Abzug zu bringen. 

Das war 2007 schon mal in der Diskussion. Da-

mals hatte man vorgesehen, dass ehrenamtlich 

Tätige, die mindestens 20 Stunden pro Monat eh-

renamtlich arbeiten, am Ende 300 Euro in der 

Steuererklärung als Zeitspende angeben können, 

um diese 300 Euro dann von der Steuerbemes-

sungsgrundlage aus irgendwelchen anderen Ein-

künften abzuziehen. Das ist damals, 2007, nicht 

umgesetzt worden, ist aber bis heute in der Dis-

kussion. 

Überwiegend wird das abgelehnt, und zwar aus 

drei Gründen, über die wir sicherlich diskutieren 

sollten. 

Grund eins ist, dass ein gewisser Widerspruch 

zum Wesen ehrenamtlicher Tätigkeiten besteht 

und möglicherweise falsche Anreize gesetzt wer-

den. 

Der zweite Grund ist, dass es möglicherweise zu 

einer Kommerzialisierung der ehrenamtlichen Tä-

tigkeit kommen könnte. 

Der dritte Grund sind Dokumentationsprobleme. 

Immer wieder wird darauf hingewiesen, dass Or-

ganisationen möglicherweise faktisch in eine Si-

tuation gebracht werden, in der sie gezwungen 

sind, Arbeit zu bescheinigen, die gar nicht er-

bracht worden ist, weil sie sonst möglicherweise 

keine Ehrenamtler bekommen können. Das mag 

so sein. Das mag nicht so sein. Das sind auch 

nicht unbedingt meine Argumente. Das sind aber 

die Argumente, die in der Diskussion vorgebracht 

werden. 
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Auf jeden Fall ist das aber ein Punkt, über den wir 

diskutieren sollten. 

In der Übersicht für den Zwischenstand der Dis-

kussion zur Verbesserung der Rahmenbedingun-

gen für das ehrenamtliche Engagement ist eine 

solche Anregung mit einem Zeitkontingent von 

500 Stunden aufgeführt. Wie gesagt: 2007 ging 

es um 20 Stunden im Monat, also um 240 Stun-

den im Jahr. Dafür war eine Spendenbescheini-

gung von 300 Euro vorgesehen. Sicherlich muss 

man darüber diskutieren, ob man das gut findet 

oder nicht, und man muss auch über die Effekte 

nachdenken, die so etwas haben könnte. 

Dabei muss man immer auch wissen, dass das 

Bundesfinanzministerium, wenn es einen Refe-

rentenentwurf aufsetzt, immer einen Kassensturz 

macht. Es überlegt sich immer, was das den 

Steuerstaat kostet und ob wir uns das leisten 

können. Dann würde sicherlich auch überlegt, ob 

man an der Übungsleiterpauschale und der Eh-

renamtspauschale dreht oder möglicherweise ei-

ne Zeitspende einführt. Das hängt sicherlich mit-

einander zusammen. 2007 hat man gesagt: Wir 

erhöhen die Übungsleiterpauschale und die Eh-

renamtspauschale. Dafür gibt es aber keine Zeit-

spende. - Das war damals der Zivilgesellschaft 

jedenfalls wichtiger als die Möglichkeit der Zeit-

spende. 

Ich möchte nun noch etwas zu den gemeinnützi-

gen Organisationen sagen. Das haben wir in der 

vergangenen Woche bereits ansatzweise disku-

tiert. Das hat insofern mit ehrenamtlicher Betäti-

gung zu tun, als es zwar nicht unmittelbar um die 

Ehrenamtler geht, aber um diejenigen, die ehren-

amtlich Tätige beschäftigen, die den institutionel-

len, den organisatorischen Rahmen für die eh-

renamtliche Tätigkeit bilden. Je besser es denen 

geht, je leichter sie es haben, desto leichter ha-

ben es am Ende dann auch die ehrenamtlich Tä-

tigen oder desto bessere Rahmenbedingungen 

für das ehrenamtliche Engagement - darum geht 

es ja - bestehen. 

Ich habe mich zunächst einmal an dem baden-

württembergischen Papier orientiert, das wir in 

der vorletzten Woche angesprochen hatten. Darin 

ist eine Reihe von Punkten aus dem zur Diskus-

sion stehenden Jahressteuergesetz, das heute in 

zweiter und dritter Lesung im Bundestag behan-

delt wird und dann am Freitag im Bundesrat ver-

abschiedet werden soll, aufgenommen worden. 

Dabei geht es vor allem um drei Punkte, nämlich 

zum einen um die Erhöhung der Besteuerungs-

grenze für wirtschaftliche Betätigung auf 

45 000 Euro. Das heißt, wer Einnahmen von we-

niger als 45 000 Euro erzielt, braucht sie nicht zu 

versteuern. 

Zum anderen soll der Katalog gemeinnütziger 

Zwecke überarbeitet bzw. erweitert werden. Neu 

hinzu kommen sollen der Klimaschutz, die Unter-

haltung und Pflege von Friedhöfen und Gedenk-

stätten nicht bestattungspflichtiger Kinder und Fö-

ten, die Ortsverschönerung sowie Freifunknetze. 

Ich möchte einen Punkt nennen, der in dem Pa-

pier aus Baden-Württemberg genannt war, nicht 

aber in den Gemeinnützigkeitskatalog aufge-

nommen werden soll. Das betrifft eine Frage, die 

mir gestern noch mal zugespielt worden ist, näm-

lich die Frage nach Bürgerbussen und deren Ge-

meinnützigkeit. 

Baden-Württemberg hatte vorgeschlagen, die 

Versorgung der Bevölkerung mit Waren und 

Dienstleistungen in ländlichen Räumen als ge-

meinnützigen Zweck aufzunehmen. Das ist, so-

weit ich informiert bin, im laufenden Verfahren 

nicht diskutiert worden und ist auch nicht in dem 

Gesetzentwurf vorgesehen. 

Ein dritter großer Punkt betrifft die zeitnahe Mit-

telverwendung. Das ist für kleinere Vereine ein 

ziemliches organisatorisches Monstrum. Die ent-

sprechende Regelung soll entschärft werden, und 

es war sogar in der Diskussion, sie ganz zu strei-

chen. So ist es - aus meiner Sicht auch zu Recht - 

nicht gekommen. Diese Regelung gilt aber nur 

noch für Organisationen, die pro Jahr Einnahmen 

von mindestens 45 000 Euro haben. Sie müssen 

weiterhin das Gebot der zeitnahen Mittelverwen-

dung beachten. Die anderen werden davon be-

freit. Das ist eine ganz erhebliche Erleichterung 

für kleinere zivilgesellschaftliche Organisationen. 

Daneben gibt es noch einige andere Veränderun-

gen, die im Zusammenhang mit der Aufgabe der 

Enquetekommission wahrscheinlich nicht allzu in-

teressant sind. 

Mit einer Sache beschäftige ich mich bereits sehr 

lange, und es wäre mir wichtig, dass wir darüber 

diskutieren und das vielleicht auch in den Ab-

schlussbericht aufnehmen.  

Aus meiner Sicht befindet sich das Gemeinnüt-

zigkeitsrecht - auch wenn es jetzt reformiert wird - 

nicht in guter Verfassung. Meines Erachtens hat 

es der Gesetzgeber wieder versäumt, das Ge-

meinnützigkeitsrecht endlich grundlegend zu re-
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formieren und auf ein solides Fundament zu stel-

len. 

Dazu muss man wissen, dass das Gemeinnützig-

keitsrecht in seinen Grundstrukturen aus der Zeit 

vor dem Zweiten Weltkrieg stammt. Im Kern han-

delt es sich um Regelungen, die seit dem Zweiten 

Weltkrieg fortgeführt werden und in der Nach-

kriegszeit mehr oder weniger übernommen wor-

den sind. Zwar ist immer wieder daran herumge-

doktert worden, aber die Grundstrukturen sind 

unverändert geblieben. 

Man kann sich an drei Fingern abzählen, dass die 

Regelungen wahrscheinlich nicht mehr für die Zi-

vilgesellschaft im 21. Jahrhundert richtig sind. 

Zentrale Entwicklungen sind nicht berücksichtig. 

Die Welt hat sich nun mal verändert, und deshalb 

müsste man grundlegend darüber nachdenken, 

wie das Gemeinnützigkeitsrecht reformiert wer-

den könnte. Das hat der Gesetzgeber in dem lau-

fenden Gesetzgebungsverfahren leider wieder 

nicht getan. Die laufende Legislaturperiode ist 

zumindest für solche Fragen tot. Man kann nur 

hoffen, dass diese Frage in der kommenden Le-

gislaturperiode aufgenommen wird. 

Zum Abschluss möchte ich Ihnen drei Punkte zu-

rufen, die aus meiner Sicht dringend sind. 

Erstens. Der Zweckkatalog in § 52 der Abgaben-

ordnung ist ohnehin schon reines Chaos, ein ab-

solutes Monster. In ihm stehen, wenn man das so 

liest, absurde Sachen. Vor allem sind all seine 

Regelungen nicht aufeinander abgestimmt. Das 

ist im Prinzip eine Wiese, auf der jeder etwas ab-

geladen hat, was er zufällig abladen konnte. Jetzt 

steht dort alles ungeordnet herum, hat kein Sys-

tem, und eigentlich versteht man das alles nicht. 

Deshalb wäre es aus meiner Sicht dringend gebo-

ten, diesen Zweckkatalog grundlegend zu refor-

mieren und sich Gedanken darüber zu machen, 

welche Zwecke eigentlich gefördert werden sollen 

und welche nicht. 

Ich möchte Ihnen gern sagen, was meine Lösung 

wäre. Sie ist allerdings radikal. Meine Lösung wä-

re, den Katalog ganz zu streichen und „Gemein-

nützigkeit“ mit „selbstloser, nicht extremistischer 

Betätigung“ gleichzusetzen und es damit der Zi-

vilgesellschaft selbst zu überlassen, in einem Kor-

ridor ihre Zwecke zu definieren, aber nicht einfach 

von oben herab der Zivilgesellschaft vorzugeben, 

welche Zwecke der Staat für gemeinnützig hält. 

Denn Gemeinwohl wird immer im Prozess defi-

niert. Wenn ich der Zivilgesellschaft mit einem 

Zweckkatalog vorgebe, was das Gemeinwohl ist, 

verfehle ich einen wesentlichen Punkt von Zivil-

gesellschaft. Herr Paqué, ein FDP-Politiker und 

Professor für internationale Wirtschaft in Magde-

burg, hat das mal auf den Punkt gebracht: Zivil-

gesellschaft als Entdeckungsverfahren. - Aber 

dieses Entdeckungsverfahren funktioniert nicht, 

wenn im Katalog alle Zwecke vorgegeben werden 

und dabei auch ganz viele Zwecke herausgelas-

sen werden und es immer eines monströsen Ge-

setzgebungsverfahrens bedarf, um den Zweckka-

talog zu erweitern. 

Zweitens. Die politische Betätigung - darüber ha-

ben wir letzte Woche diskutiert - ist wieder nicht 

geregelt. Die Unsicherheit im dritten Sektor be-

steht fort. Dem liegt eine fundamentale Unsicher-

heit darüber zugrunde, was Zivilgesellschaft im 

21. Jahrhundert ist. Deshalb müsste man sich 

zumindest mal darüber klar werden, wie sich das 

Gemeinnützigkeitsrecht zur politischen Betätigung 

verhält. Das müsste man mit offenem Ergebnis 

diskutieren. Man muss das auf jeden Fall diskutie-

ren und kann nicht so tun, als sei die Zivilgesell-

schaft nicht politisch, sondern nur ein reiner 

Dienstleister, der den Staat entlastet. Das ist aus 

meiner Sicht völlig falsch. 

Damit hängt ein dritter Punkt zusammen. Wir ha-

ben in den vergangenen mehr als 20 Jahren im 

öffentlichen Sektor, aber auch im privaten Sektor 

einen Transparenzboom erlebt. Transparenz ist 

ein Megatrend; vor allem auf staatlicher Ebene, 

aber auch auf privater Ebene. Das ist am Ge-

meinnützigkeitsrecht völlig vorbeigegangen. Bis 

heute gibt es keine Transparenzvorgaben für zi-

vilgesellschaftliche Organisationen. 

Vor dem Hintergrund, dass Organisationen, die 

gemeinnützig sind, mittelbar über Steuergelder 

verfügen, sollte man schon mal darüber nachden-

ken, ob nicht zumindest in gewissem Umfang 

Transparenzvorgaben sinnvoll wären. Das mag 

nicht jedem gefallen. Und das ist hier vielleicht 

auch nicht der richtige Ort, weil es dabei nicht un-

bedingt um eine Verbesserung der Rahmenbe-

dingungen geht. Vielleicht würden sich die Rah-

menbedingungen sogar verschlechtern, wenn zu 

den gesamten organisatorischen Vorgaben jetzt 

auch noch Transparenzpflichten hinzukämen. 

Aber aus meiner Sicht ist das wichtig und kann 

der Zivilgesellschaft eher helfen, als dass es ihr 

schadet. Das sieht man auch daran, dass es auch 

heute schon in der Zivilgesellschaft Transparenz-
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initiativen gibt und sich die Zivilgesellschaft von 

sich aus transparent organisiert. 

Das sind die drei Punkte, die ich gern im Ab-

schlussbericht wiederfinden würde. 

Abg. Rainer Fredermann (CDU): Vielen Dank für 

Ihre sehr ausführlichen Ausführungen. Ich habe 

gleichwohl noch einige Fragen.  

Sind die Erstattungen von Fahrtkosten, die die 

Ratsmitglieder erhalten, steuerpflichtig? 

Im Ratsherrenerlass gibt es Unterschiede. Ich 

hatte diese Frage in einer der letzten Sitzungen 

schon an das Finanzministerium gerichtet. Wa-

rum gibt es Unterschiede bei den Höchstbeträgen 

zwischen Städten und Landkreisen? Die Kreis-

tagsmitglieder aus Kreisen mit mehr als 450 000 

Einwohnern sind nach dem Ratsherrenerlass 

schlechter gestellt als die Ratsmitglieder aus ver-

gleichbar großen Städten. 

Einige ehrenamtliche kommunale Mandatsträger 

sind in mehreren Gremien tätig. Werden die Frei-

beträge dabei pro Gremium betrachtet, oder wird 

das zusammengezogen? 

Wir haben öfter die Diskussion - gerade kürzlich 

erst in der Anhörung zum Brandschutzgesetz - 

über Rentenpunkte für ehrenamtliche Tätigkeit. 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Ich muss als Vorbe-

halt vorwegschicken, dass ich kein Steuerberater 

bin, sondern die Dinge wissenschaftlich betrach-

te. Deshalb bin ich bei solchen kleinteiligen Fra-

gen sicherlich nicht immer der richtige Ansprech-

partner. Ihre Fragen kann ich allerdings, mit Aus-

nahme der Frage nach den Rentenpunkten, be-

antworten. Ich bin Jurist, aber kein Sozialrechtler. 

Deshalb kann ich zum Sozialrecht nicht sonder-

lich viel sagen. Aber zu den anderen drei Fragen 

kann ich etwas sagen. 

Zunächst zu den Fahrtkosten. In dem Ratsher-

renerlass gibt es eine Regelung, wonach die 

Fahrtkosten, wenn sie erstattet werden, zum Auf-

wand gerechnet werden. Das ist Aufwand, und 

die Erstattungen dafür sind steuerfrei, aber nur, 

wenn der Aufwand im Einzelnen nachgewiesen 

ist. Wenn ich als Ratsmitglied die Fahrtkosten im 

Einzelnen nachweise und dafür eine Erstattung 

bekomme, wird das als Aufwand anerkannt und 

erhöht den Betrag meiner Entschädigung, die ich 

bekomme -einschließlich der Fahrtkostenerstat-

tung -, der als steuerfrei behandelt wird. 

Anders verhält sich dies, wenn die Reisekosten 

pauschal erstattet werden. Wenn ich eine pau-

schale Reisekostenerstattung bekomme, ohne ir-

gendetwas nachweisen zu müssen, ist sie in die 

Beträge einzubeziehen, die im Ratsherrenerlass 

ausgewiesen werden. 

Zusammengefasst: Wenn der Aufwand einzeln 

nachgewiesen wird und ich dafür eine Erstattung 

bekomme, kann ich sie auf die Pauschalbeträge 

draufrechnen. Wird der Aufwand pauschal erstat-

tet, besteht diese Möglichkeit nicht. Dann ist die 

Erstattung in dem Pauschalbetrag enthalten. 

Das ist mittlerweile durch zahlreiche gerichtliche 

Entscheidungen abgesichert. Das wird man vor-

erst nicht ändern können. Das macht vielleicht 

auch Sinn, weil man nämlich verhindern will, dass 

durch pauschale Reisekostenerstattungen die 

Pauschalbeträge unterlaufen werden, indem sehr 

hohe pauschale Reisekostenerstattungen gezahlt 

werden und damit versucht wird, die Pauschalbe-

träge künstlich zu erhöhen. 

Zu Ihrer Frage nach Unterschieden im Ratsher-

renerlass. Ich kann Ihnen im Prinzip nur zustim-

men, dass Widersprüche bestehen. Der Ratsher-

renerlass ist kein Gesetz, sondern dabei handelt 

es sich im Prinzip um eine Abstimmung zwischen 

den Finanzministerien der Länder. Man müsste 

vielleicht darauf dringen - das wäre möglicher-

weise ein Punkt für den Abschlussbericht -, den 

Ratsherrenerlass auf Widersprüche und Inkonsis-

tenzen zu durchleuchten. Ich muss zugeben, 

dass ich mir den Ratsherrenerlass nicht im Detail 

angeschaut habe. Das müsste man vielleicht mal 

screenen, und man müsste vielleicht gucken, wo 

Probleme sind. Das ist mit Sicherheit nicht der 

Weisheit letzter Schluss. 

Das Problem besteht darin, dass man den Rats-

herrenerlass nicht einfach auf niedersächsischer 

Ebene ändern kann. Der Ratsherrenerlass ist 

zwischen den Landesfinanzministerien abge-

stimmt. Dementsprechend müsste man auf Bun-

desebene - zumindest auf Ebene aller Bundes-

länder - ein einigermaßen großes Rad drehen. 

Eine Person, die mehreren Gremien angehört, 

erhält auch mehrere Pauschalbeträge, sodass 

sich die Pauschalbeträge addieren. 

Abg. Rainer Fredermann (CDU): Meine Frage 

zielte nicht darauf, ob man die Beträge jeweils 

bekommt, sondern sie zielte auf die steuerliche 

Behandlung. Wenn ich mehreren Gremien ange-
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höre, liege ich irgendwann über den Freibeträgen, 

wobei ich meine Freizeit aber auf unterschiedliche 

Blöcke aufteile. 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Wenn Sie zwei Gre-

mien angehören, bekommen Sie natürlich eine 

doppelte Aufwandsentschädigung. Aber Sie kön-

nen die Freibeträge, die Ihnen im Ratsherrener-

lass eingeräumt werden, für unterschiedliche Tä-

tigkeiten, also mehrfach, in Anspruch nehmen, 

weil praktisch für jede Tätigkeit ein eigener Frei-

betrag gewährt wird. Sie bekämen, wenn Sie zwei 

Gremien angehören, doppelte Aufwandsentschä-

digungen, aber auch zweimal Freibeträge; mög-

licherweise in unterschiedlicher Höhe, je nach-

dem, was der Ratsherrenerlass für die konkrete 

Konstellation vorsieht. 

Abg. Volker Bajus (GRÜNE): Vielen Dank für die 

vielen Informationen. Über einiges hatten wir 

schon gesprochen, anderes war heute neu. 

Mich interessiert Folgendes. Sie haben gesagt, 

dass sich gerade in dieser Woche das Jahress-

teuergesetz in der abschließenden Beratung be-

findet. Das Jahressteuergesetz kommt ja, wie der 

Name schon sagt, jedes Jahr. Sie haben Ihren 

Pessimismus zum Ausdruck gebracht und gesagt, 

dass Sie nicht sehen, dass man das Thema der 

Steuerfreibeträge im nächsten Jahr wieder plat-

zieren könne, weil man sich in diesem Jahr damit 

intensiver beschäftigt hat. Es wäre nett, wenn Sie 

das erläutern könnten. 

Ich habe nicht ganz verstanden, wann der 

Übungsleiterfreibetrag und wann die Ehrenamts-

pauschale zum Einsatz kommen. Ich habe den 

Eindruck, dass die Übungsleiterpauschale, die ja 

etwas großzügiger ist, nicht nur für die gemein-

nützigen Zwecke, wie wir sie kennen, genutzt 

wird. Aus der Praxis weiß ich, dass sogar die 

Landesschulbehörde für Hilfskräfte an den Schu-

len, die dort nebenberuflich tätig werden, die 

Übungsleiterpauschale nutzt, um einen zusätzli-

chen finanziellen Anreiz zu schaffen. Ich habe 

aber das Gefühl, dafür ist die Übungsleiterpau-

schale nicht wirklich gedacht. Mir ist unklar, ob 

der Übungsleiterfreibetrag wirklich der Gemein-

nützigkeit dient. Wozu ist er gut? Macht es nicht 

Sinn, dass stärker miteinander zu kombinieren? 

Von allen Fraktionen kam der Wunsch, die Rats-

tätigkeit und die Kreistagstätigkeit komplett steu-

erfrei zu stellen. Dieser Zahn wurde uns vom Fi-

nanzministerium mit dem Hinweis gezogen, das 

habe steuersystematische Gründe. So habe ich 

auch Sie verstanden. 

Es helfen die pauschalen Freibeträge. Dann muss 

man über die Höhe des Gesamtbetrages reden. 

Ich glaube, es gibt aber auch noch ein anderes 

Ärgernis. Für Menschen, die ihre Steuererklärung 

selbst machen können, weil sie „nur“ Angestellte 

sind, wird es kompliziert, wenn sie im Zusam-

menhang mit dem kommunalen Mandat dann 

auch noch in dem Aufsichtsrat einer kommunalen 

Firma sitzen. Welche Möglichkeiten sehen Sie 

hier? Könnte es nicht pauschale Besteuerungen 

geben, sodass man nicht in die Situation kommt, 

sich auch noch besonders mit den steuertechni-

schen Fragen beschäftigen zu müssen, was die-

jenigen, die ein solches Mandat ehrenamtlich und 

nebenbei ausüben, zusätzlich belastet. Ich per-

sönlich habe das als wirklich unangenehm emp-

funden, als ich vor vielen Jahren mal mit dem 

kommunalen Mandat angefangen habe und mich 

dann auch noch mit Steuerfragen beschäftigen 

musste. 

Prof. Dr. Sebastian Unger: In der Tat wird es im 

nächsten Jahr ein neues Jahressteuergesetz ge-

ben, und man hätte sich vielleicht auch ge-

wünscht, dass die Diskussion über Ehrenamt und 

Gemeinnützigkeit nicht im Zusammenhang mit 

dem Jahressteuergesetz geführt worden wäre, 

sondern dass für diese Fragen ein eigenes Ge-

setz erarbeitet worden wäre. Das hat uns das 

Bundesfinanzministerium vor zwei oder drei Jah-

ren bereits versprochen, und das steht auch im 

Koalitionsvertrag. Dazu ist es aber nie richtig ge-

kommen. Vielmehr ist das jetzt am Ende noch in 

das Jahressteuergesetz eingebaut worden. Ande-

renfalls wäre das möglicherweise gar nichts mehr 

geworden. 

Was die konkrete Frage betrifft, ob man die Frei-

beträge bzw. Pauschalen nicht im nächsten Jahr 

noch mal anpassen könnte, so wäre das in jedem 

Jahr möglich. Möglicherweise gibt es im kom-

menden Jahr eine andere Konstellation im Bund 

und auch einen anderen Bundesfinanzminister. 

Dann sieht möglicherweise alles ganz anders 

aus. 

Nach meiner Erfahrung werden solche Freibeträ-

ge oder Pauschalen allerdings sehr selten jährlich 

angepasst. Immer wieder wird geltend gemacht: 

Das haben wir gerade erst angepasst. - Und der 

Bundesfinanzminister hat natürlich immer fiskali-

sche Interessen. Er muss ausrechnen, ob das al-



Seite 10 Enquetekommission „Rahmenbedingungen für das ehrenamtliche Engagement verbessern“ 18. WP 
- 8. Sitzung am 16. Dezember 2020 (öffentlich) 

les hinkommt, ob das mit dem Haushalt funktio-

niert, ob man höhere Steuern braucht und ob 

man eine Erhöhung von Freibeträgen in Kauf 

nehmen kann.  

Die Erfahrung lehrt aber, dass solche Pauschalen 

kaum jährlich angepasst werden, sondern dass 

bis zu der nächsten Anpassung immer ein gewis-

ser Zeitraum vergeht und Anpassungen mit der 

Begründung: „Wir haben doch gerade erst eine 

Anpassung vorgenommen“, beiseitegeschoben 

werden. Dem Gesetzgeber steht es aber natürlich 

völlig frei, jederzeit anzupassen. Das könnte er im 

Prinzip auch morgen wieder tun. Meine Erfahrung 

sagt mir aber, dass das nur in bestimmten Ab-

ständen geschieht, und diese sind eher groß als 

klein. 

Am Ende wird jeder Finanzminister gucken müs-

sen, wie er vor dem Hintergrund der Prognose 

hinsichtlich der Steuereinnahmen zu einem Er-

gebnis kommt, das für ihn tragbar ist. Er kann 

nicht alles gewähren, sondern muss schauen, wo 

steuerliche Erleichterungen gewährt werden kön-

nen und wo nicht. 

Was die Gemeinnützigkeitsreform angeht, so be-

tragen die Zeiträume, in denen Veränderungen 

vorgenommen werden, eher zehn Jahre als ein 

Jahr. Viele Punkte sind unerledigt, und über viele 

Punkte wird weiter diskutiert. Das war auch 2007 

bei der letzten größeren Reform des Gemeinnüt-

zigkeitsrechts ebenso. Mittlerweile sind 13 Jahre 

vergangen, bis etwas passiert ist. Man muss 

schauen, wie das weitergeht. 

Was den Übungsleiterfreibetrag anbelangt, so 

geht es in § 3 Nr. 26 des Einkommensteuergeset-

zes um zwei Sachverhalte. Die Nr. 26 bezieht 

sich nicht nur auf Einnahmen aus nebenberufli-

chen Tätigkeiten als Übungsleiter, sondern auch 

auf Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten 

als Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleich-

baren nebenberuflichen Tätigkeiten usw. Abge-

stellt wird darauf, dass diese nebenberuflichen 

Tätigkeiten im Dienst oder im Auftrag einer juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts, also - ver-

einfacht gesagt - im Auftrag der öffentlichen 

Hand, oder im Auftrag einer Einrichtung zur För-

derung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchli-

cher Zwecke ausgeübt wird. 

Bei dem Fall, den Sie, Herr Bajus beschrieben 

haben, ging es wahrscheinlich um eine staatliche 

Schule. Das wäre dann eine nebenberufliche Tä-

tigkeit sozusagen im Auftrag der öffentlichen 

Hand. 

Ich darf dazu ein Beispiel bringen. Ich selber kor-

rigiere Klausuren im Staatsexamen für das Lan-

desjustizprüfungsamt in Hamm in Nordrhein-

Westfalen. Auch dafür bekomme ich praktisch 

den Übungsleiterfreibetrag, weil ich eine Tätigkeit 

nach § 3 Nr. 26 ausübe, und zwar nicht im Auf-

trag einer gemeinnützigen Organisation, sondern 

im Auftrag des Staates. Auch das fällt unter § 3 

Nr. 26 des Einkommensteuergesetzes.  

Die Ehrenamtspauschale ist in § 3 Nr. 26 a gere-

gelt. Auch dabei gibt es zwei Varianten: im Auf-

trag des Staates oder im Auftrag einer gemein-

nützigen Einrichtung.  

Das kann man kritisieren, aber das ist die gelten-

de Rechtslage. Es wird nicht ernsthaft darüber 

diskutiert - zumindest ist mir das noch nicht un-

tergekommen -, dies zu ändern. 

Was eine komplette Steuerfreistellung betrifft, so 

war es mir sehr wichtig, eingangs meiner Ausfüh-

rungen darauf hinzuweisen, dass wir uns verfas-

sungsrechtlich nicht in einem freien Raum bewe-

gen. Wir müssen immer berücksichtigen: Wenn 

jemand Geld bekommt, muss er das grundsätz-

lich versteuern, weil es seine Leistungsfähigkeit 

erhöht. Grundsätzlich muss immer ein Rechtferti-

gungsgrund gebracht werden, wenn davon in ir-

gendeiner Weise abgewichen werden soll. 

Bei der ehrenamtlichen Tätigkeit wird im Prinzip 

unterstellt, dass das, was steuerfrei gestellt wird, 

dem Aufwand entspricht. Das ist eigentlich nicht 

so richtig eine Steuerbefreiung, weil das so kon-

struiert ist, als entspreche das nur den Aufwen-

dungen, womit sich dann keine Erhöhung der 

Leistungsfähigkeit ergebe. 

Wenn man darüber hinausgehen und einfach sa-

gen wollte: „Wir stellen alles, was die ehrenamt-

lich Tätigen bekommen, steuerfrei, wir interessie-

ren uns nicht dafür, ob ihnen wirklich ein so hoher 

Aufwand entsteht“, dann müsste man auf die Su-

che nach einem Rechtfertigungsgrund gehen. Bis 

zu einer bestimmten Höhe ist das gar nicht mal 

ausgeschlossen. Aber man muss überlegen, ob 

und wie man das rechtfertigen kann, und könnte 

Überlegungen anstellen, ob die Steuerfreistellung 

aus Gemeinwohlgründen erforderlich ist. 

Für die Bundestags- und Landtagsabgeordneten 

sind deren Aufwandsentschädigungen komplett 

steuerfrei gestellt. Immer wieder ist bezweifelt 
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worden, ob es gleichheitsgerecht ist, dass deren 

Aufwendungen nicht nachgewiesen werden müs-

sen. Vom Bundesverfassungsgericht ist das aber 

hingenommen worden. 

Schließlich noch zur Frage nach der Pauschalbe-

steuerung. Eine Pauschalbesteuerung kommt nur 

für Personen in Betracht, die nicht selbstständig 

tätig sind, sondern angestellt sind. Dann ist eine 

pauschale Besteuerung möglich, und der Arbeit-

geber kann die Steuer an das Finanzamt abfüh-

ren. Bei selbstständigen Tätigen interessiert das 

die gemeinnützige Einrichtung aber nicht, weil sie 

nicht Arbeitgeberin ist. Dann müssen die Betref-

fenden die Steuern selbst abführen. Auch für die-

se Fälle kann man über eine Pauschalbesteue-

rung nachdenken. Das stellt dann aber, glaube 

ich, keine erhebliche Erleichterung dar. 

Im Bereich der unselbstständigen Tätigkeit, also 

in den Fällen, in denen die oder der ehrenamtlich 

Tätige Arbeitnehmer bei einer gemeinnützigen 

Organisation ist, besteht die Möglichkeit einer 

Pauschalbesteuerung. Im Detail ist das relativ 

kompliziert. Vereinfacht kann man aber sagen: 

Bis zu 410 Euro im Jahr ist eine pauschale Be-

steuerung möglich, darüber grundsätzlich aber 

nicht. Für selbstständig Tätige ist eine Pauschal-

besteuerung - auch konstruktiv - relativ schwierig. 

Abg. Jörn Schepelmann (CDU): Auch von mir 

herzlichen Dank für Ihren Vortrag. Es hat uns 

sehr viel gebracht, das Thema mal ausführlich be-

trachten zu können. 

Ich habe noch zwei Fragen. Die erste Frage be-

trifft das Thema der Steuererklärung. Von der je-

weiligen Gebietskörperschaft werden die Zahlun-

gen, die an Ehrenamtler geleistet werden, gemel-

det. Gleichwohl müssen die ehrenamtlich Tätigen 

die Zahlungen aber selber in der Steuererklärung 

angeben. Inwiefern gibt es Bemühungen - wir 

sind ja auch dem Weg der Digitalisierung und der 

vorausgefüllten Steuererklärung -, auf solche An-

gaben seitens der Steuerpflichtigen zu verzichten, 

weil die Zahlungen bereits gemeldet worden 

sind? 

Wir alle wissen, dass die wenigsten ehrenamtlich 

Tätigen die Tätigkeit wegen des Geldes ausüben, 

sondern deshalb, weil sie an ihrer Tätigkeit viel 

Freude haben. Wir wollen ja die Rahmenbedin-

gungen auch dahin gehend verbessern, dass wir 

den Aufwand möglichst minimieren. Hier bestün-

de ein Ansatz, um den Aufwand deutlich zu mini-

mieren. 

In diesem Zusammenhang steht auch meine 

zweite Frage. Sie hatten ausgeführt, dass die 

kommunal Ehrenamtlichen ihren Aufwand grund-

sätzlich angeben können und die Entschädigun-

gen dann in der Höhe steuerfrei sind. Pauschal 

sagt man: pro Monat 200 Euro, also 2 400 Euro 

pro Jahr. Wenn man aber einen höheren Auf-

wand hat und dies nachweisen kann, kann man 

mehr steuerlich geltend machen. So habe ich Sie 

verstanden. Für die Übungsleiterfreibeträge und 

die Ehrenamtspauschale sind Erhöhungen vorge-

sehen. Dies ist für die Kommunalos aber nicht 

vorgesehen, weil sie alles geltend machen kön-

nen. Aber nicht jeder hat so richtig Lust, alle Be-

lege aufzubewahren und zu begründen, warum 

der Aufwand in diesem Umfang notwendig war. 

Inwiefern gibt es Überlegungen, die Pauschale zu 

erhöhen, damit die Ehrenamtlichen hier weniger 

Arbeit haben. Ich möchte das Ganze aus dem 

Blickwinkel der Vereinfachung betrachten. 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Zur Steuererklärung 

und zu der Frage, ob die mitgeteilten Zahlungen 

in die Steuererklärung übernommen werden kön-

nen, um das Ganze zu erleichtern - darüber hat-

ten wir schon mehrfach gesprochen -: Das ist die 

Perspektive. Aber so weit sind wir noch nicht. 

Deshalb kann ich dazu nicht mehr sagen, als ich 

bereits letztes Mal gesagt habe. Man kann viel-

leicht darauf dringen, dass die Digitalisierung des 

Besteuerungsverfahrens vorangetrieben wird. 

Das betrifft auch andere Bereiche. Ein notori-

sches Thema sind die Spendenbescheinigungen. 

Bis heute ist das Spendenabzugsverfahren nicht 

digitalisiert. Eine Digitalisierung des Spendenab-

zugsverfahrens würde zu erheblichen Erleichte-

rungen beitragen, da keine Spenden- oder Zu-

wendungsbescheinigungen ausgestellt werden 

müssten. Aber auch das hat die Finanzverwaltung 

bis heute nicht hinbekommen. 

Ich glaube, dass die Entwicklung deutlich in diese 

Richtung gehen wird. Aber, wie gesagt, so weit 

sind wir noch nicht. 

Was Ihre zweite Frage betrifft, die ebenfalls im 

Prinzip auf Vereinfachungen zielt, so kann man 

die Beträge natürlich erhöhen. Man kann die 

Steuervergünstigungen zugunsten kommunal eh-

renamtlich Tätiger natürlich immer verbessern. In 

der Diskussion ist das, glaube ich, gegenwärtig 

aber nicht. 

Die entscheidenden Weichenstellungen werden 

nicht durch den Gesetzgeber vorgenommen, son-

dern das müsste die Verwaltung machen. Die Re-
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gelung im Einkommensteuergesetz, die die Auf-

wandsentschädigungen steuerfrei stellt, spricht im 

Prinzip nur davon, dass Aufwandsentschädigun-

gen steuerfrei gestellt werden, soweit nicht fest-

gestellt wird, dass sie den Aufwand, der dem 

Empfänger tatsächlich erwächst, offenbar über-

steigen. 

Im Ratsherrenerlass und in der 200-Euro-Rege-

lung wird zum Ausdruck gebracht, dass grund-

sätzlich davon ausgegangen wird, dass die dort 

genannten Beträge ungefähr dem typischen Auf-

wand entsprechen. Ohne gesetzliche Neurege-

lung könnte man diese Beträge ändern. 

In dem Papier des Niedersächsischen Finanzmi-

nisteriums zu diesem Thema wird darauf hinge-

wiesen, dass man erst 2009 eine Anpassung vor-

genommen habe. Das ist immerhin auch schon 

wieder elf Jahre her, aber das ist für das Nieder-

sächsische Finanzministerium offensichtlich noch 

keine lange Zeit. 

Vor allem wird immer wieder darauf hingewiesen, 

dass diese Beträge, die dort ausgewiesen sind, 

dem Aufwand entsprechen und dass kein fundier-

ter Nachweis dafür vorliegt, dass der Aufwand 

tatsächlich höher ist. 

Aus meiner Sicht gibt es hier zwei Möglichkeiten. 

Entweder man ist in der Lage, einen höheren 

Aufwand nachzuweisen - man könnte sagen, 

dass 200 Euro oder die Beträge nach dem Rats-

herrenerlass nicht mehr zeitgemäß sind, weil sich 

die Dinge erheblich verteuert haben; dann müsste 

man die Beträge anheben -, oder aber man müss-

te aus der Aufwandsentschädigungsterminologie 

herauskommen und die Freistellung von Entschä-

digungszahlungen für die Wahrnehmung des 

kommunalen Ehrenamtes ganz neu regeln, indem 

man etwa eine Regelung wie zum Übungsleiter-

freibetrag trifft. Man würde dann nicht von einer 

Aufwandsentschädigung sprechen, sondern alle 

Zahlungen, die für die Wahrnehmung des kom-

munalen Ehrenamts geleistet werden, bis zu einer 

bestimmten Höhe steuerfrei stellen. Dann wäre 

das von dem Begriff des Aufwands losgelöst. 

Das Problem liegt darin, dass es sich um unter-

schiedliche Konstruktionen handelt. Beim kom-

munalen Ehrenamt stellen wir die Aufwandsent-

schädigungen frei. Dann muss man aber immer 

nachweisen, dass es sich wirklich nur um eine 

Aufwandsentschädigung handelt und die Zahlun-

gen nicht darüber hinaus gehen. Bei den Übungs-

leitern sagen wir: Wir stellen die Einnahmen bis 

2 400 Euro pro Jahr steuerfrei. Uns interessiert 

nicht, welche Aufwendungen entstehen. Selbst 

wenn keine Aufwendungen entstehen, stellen wir 

2 400 Euro im Jahr steuerfrei, weil wir einen An-

reiz bieten wollen. Das könnte man auch beim 

kommunalen Ehrenamt machen. Allerdings müss-

te man sich dann Gedanken darüber machen, wie 

hoch der Freibetrag ausfallen soll. Und dann ist 

man wieder im dem verfassungsrechtlichen Ge-

füge und muss überlegen, ob man das rechtferti-

gen kann. Im Moment kann man das beim kom-

munalen Ehrenamt relativ leicht rechtfertigen, weil 

es darum geht, den Aufwand in einer vereinfach-

ten Weise zu berücksichtigen. Wenn man sagt: 

„Der Aufwand interessiert uns gar nicht“, muss 

man irgendeinen anderen Grund anfügen, aus 

dem man das von der Steuer befreit, während 

andere, die Zahlungen bekommen, diese ver-

steuern müssen. 

Vors. Abg. Petra Tiemann (SPD): Das Finanzmi-

nisterium hat sich für die heutige Sitzung eben-

falls über Videokonferenztechnik zugeschaltet. Al-

le Anregungen sind dort also angekommen. 

Übrigens wäre es mir ein Anliegen, wenn nicht 

mehr von „Ratsherrenerlass“, sondern von „Rats-

erlass“ gesprochen würde. Die Bezeichnung 

„Ratsherrenerlass“ ist wirklich aus der Zeit gefal-

len. 

Abg. Bernd Lynack (SPD): Ich möchte noch 

einmal auf den Ratsmitgliedererlass - so nenne 

ich ihn jetzt mal - zu sprechen kommen. 

Eine ganz einfache kurze Frage: Gibt es etwas 

Vergleichbares beispielsweise für das Feuer-

wehrwesen? Wir haben eine ganze Reihe Ehren-

amtlicher im Feuerwehrwesen, das hauptsächlich 

auf kommunaler Ebene geregelt wird. Mich würde 

interessieren, ob es dort gegebenenfalls Paralle-

len gibt. 

Erstaunt hat mich Ihre Aussage - umso schöner 

ist, dass das MF mithört -, dass seit 2009 hin-

sichtlich des Gemeinnützigkeitsrechts nichts ge-

ändert wurde, wobei es auf Landesebene eine 

Entschädigungskommission gibt, die grundsätz-

lich zum Ende einer Wahlperiode tagt und Emp-

fehlungen über die Höhe der Aufwandsentschä-

digungen abgibt. Mich erstaunt, dass die Auf-

wandsentschädigungen steigen, weil sich die Le-

benshaltungskosten erhöhen und davon ausge-

gangen wird, dass eine höhere Pauschale not-

wendig ist, während sich aber auf der steuerli-

chen Seite nichts tut. 



18. WP Enquetekommission „Rahmenbedingungen für das ehrenamtliche Engagement verbessern“ Seite 13 
- 8. Sitzung am 16. Dezember 2020 (öffentlich) 

Wird der Abzug von Fahrtkosten wie Werbungs-

kosten behandelt? Wie muss ich mir das vorstel-

len? 

Außerdem bitte ich um etwas Butter bei die Fi-

sche hinsichtlich Ihrer radikalen Forderung, das 

Ganze zu reformieren. Ich bin ein großer Fan da-

von, zukünftig Ehrenamtlichkeit generell - das hört 

sich böse an, ist aber so nicht gemeint - über ei-

nen Kamm zu scheren. Diejenigen, die sich eh-

renamtlich für die Gesellschaft einbringen und 

letztendlich der Allgemeinheit eine ganze Menge 

an Aufwand ersparen, sollten gleichbehandelt 

werden. Wie können wir dazu kommen, dass es 

sich bei den Pauschalen wirklich um Pauschalen 

handelt und diejenigen, die sich einbringen, künf-

tig keinen Aufwand mehr damit haben, sich dar-

über mit dem Finanzamt auseinandersetzen zu 

müssen. 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Für die Feuerwehren 

gibt es nichts mit dem - ich verwende jetzt auch 

den von Ihnen gewählten Begriff - Ratsmitglieder-

erlass Vergleichbares, sondern für sie gilt die 

200-Euro-Regelung. Man sollte vielleicht noch 

hinzufügen, dass sie nach § 3 Nr. 26 des Ein-

kommensteuergesetzes unter bestimmten Vo-

raussetzungen in bestimmten Konstellationen mit 

der Übungsleiterpauschale verbunden werden 

kann, soweit Feuerwehrleute als Übungsleiter tä-

tig sind. Dazu gibt es detailliertere Regelungen, 

inwieweit sie ihre Tätigkeit als Übungsleiter er-

bringen oder nicht. 

Ich weiß, dass das Niedersächsische Finanzmi-

nisterium mithört. Es gibt, eine wie ich finde, wirk-

lich sehr gute Zusammenstellung. Sie heißt „Eh-

renamt und Einkommensteuer - Allgemeine 

Grundsätze“, in der das alles aufgeschlüsselt 

wird. Darin ist tatsächlich der Punkt „Mitglieder 

freiwilliger Feuerwehren“ enthalten, unter dem 

aufgeführt ist, wie sich das bei den Feuerwehren 

verhält. Das ist wirklich ein ganz instruktives Pa-

pier von etwa 30 bis 40 Seiten, in dem man vieles 

von dem, was ich gesagt habe, nachlesen kann. 

Zur Anpassung der Aufwandsentschädigungen 

und zu der Frage, inwieweit man vielleicht den, 

wie Sie ihn genannt haben, Ratsmitgliedererlass 

anpassen müsste. Sie haben recht, wenn man an 

der Aufwandsentschädigung dreht, müsste man 

zumindest mal darüber nachdenken, ob man 

auch am Ratsmitgliedererlass insofern dreht, als 

den Entschädigungen möglicherweise ein höhe-

rer Aufwand gegenübersteht. Man muss ein biss-

chen vorsichtig sein, mit Kosten der Lebenshal-

tung zu argumentieren. Die Aufwandsentschädi-

gung ist nur insoweit abzugsfähig, als ihr steuer-

rechtlicher Aufwand gegenübersteht. Das, was 

die Entschädigungskommission bzw. das Kom-

munalrecht als Aufwand verstehen, ist etwas an-

deres als das, was das Steuerrecht unter Auf-

wand versteht. 

Um ein Beispiel zu geben: Man kann kommunal-

rechtlich darüber diskutieren, dass man seine All-

tagskleidung stärker abnutzt, wenn man ein 

kommunales Ehrenamt ausübt. Steuerrechtlich ist 

das aber nicht relevant. Nach dem Steuerrecht 

sind Kosten für Alltagskleidung unabhängig da-

von, wie stark sie im Beruf genutzt werden, Kos-

ten der allgemeinen Lebensführung, und diese 

können gerade nicht in Ansatz gebracht werden. 

Von daher muss man bei der Argumentation im-

mer etwas vorsichtig sein, weil es auf der einen 

Seite den kommunalrechtlichen Begriff des Auf-

wandes gibt, der für die Aufwandsentschädigung 

maßgeblich ist, während es auf der anderen Seite 

den steuerrechtlichen Begriff des Aufwandes - 

das meint Werbungskosten und Betriebsausga-

ben - gibt, der sich davon unterscheidet. Be-

stimmte Sachen, die man kommunalrechtlich oh-

ne Weiteres als Aufwand vergüten kann, stellen 

steuerrechtlich keinen Aufwand dar. Daraus resul-

tiert, dass die Aufwandsentschädigung höher sein 

kann als der Betrag, den man tatsächlich als 

steuerfrei behandeln kann. Wäre das deckungs-

gleich, dann wäre es mehr oder weniger selbst-

verständlich, dass die Aufwandsentschädigung 

immer genau so hoch ist wie der Aufwand, es sei 

denn, die Aufwandsentschädigung wäre auf 

kommunalrechtlicher Ebene völlig falsch berech-

net. 

Zu den Fahrtkosten. Im Prinzip verhält sich dies 

hier genauso wie bei den Werbungskosten und 

den Betriebsausgaben. Fahrtkosten, die Ihnen 

entstehen, können Sie nach allgemeinen steuer-

rechtlichen Grundsätzen - wie Werbungskosten 

oder Betriebsausgaben - in Ansatz bringen. Wenn 

Sie diese Fahrtkosten nachweisen und abrech-

nen, bekommen Sie eine Erstattung. 

Nach dem Ratsherrenerlass oder Ratsmitglieder-

erlass - wir können für den Rest der Sitzung ja 

einfach mal „Ratsfrauenerlass“ sagen, um für 

Ausgleich zu sorgen - kann man die Fahrtkosten, 

die man genau nachgewiesen hat, auf die Beträ-

ge, die dort ausgewiesen sind, aufschlagen. 

Wenn also beispielsweise die Rede davon ist, 

dass der typische Aufwand 1 000 Euro beträgt 

und Sie darüber hinaus noch mal Fahrtkosten 
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nachweisen können, können Sie diese nachge-

wiesenen Fahrtkosten nach den für Werbungs-

kosten und Betriebsausgaben geltenden Grunds-

ätzen, auf die 1 000 Euro draufschlagen, und die 

Summe darf dann als steuerfrei behandelt wer-

den. 

Problematisch ist dies allerdings bei der pauscha-

len Erstattung. Wenn Ihnen ein Betrag pauschal 

für Reise- oder Fahrtkosten eingeräumt wird, Sie 

die Kosten aber nicht nachweisen müssen, wären 

Ihre Fahrtkosten, die Sie im Einzelnen nachwei-

sen könnten, in den 1 000 Euro enthalten, könn-

ten aber nicht draufgeschlagen werden. 

Zur Neuregelung des Gemeinnützigkeitsrechts. 

Wie sehen meine Vorstellungen aus. Sie haben 

„Butter bei die Fische“ gesagt. Das, was ich mir 

vorstelle, wäre ein grundsätzlicher Bruch mit dem, 

was gegenwärtig geregelt ist. Der Gesetzgeber 

gibt derzeit in § 52 der Abgabenordnung eine 

Reihe von Zwecken vor. Immer dann, wenn eine 

Organisation oder ein Verein diese Zwecke för-

dert, können die Organisation oder der Verein - 

unter einigen weiteren Voraussetzungen - als 

gemeinnützig anerkannt werden. Dabei müssen 

sie aber immer durch das Nadelöhr des Zweckka-

talogs. Sonst funktioniert das Ganze nicht. 

Mein zentraler Einwand ist, dass dies aus einer 

Zeit stammt, in der Gemeinnützigkeit als Staats-

entlastung begriffen wurde. Das ist der Begriff, 

der auftaucht, wenn es um die Frage geht: Wa-

rum schenken wir denen überhaupt Steuern? Wa-

rum entlasten wir sie von der Besteuerung? Wa-

rum verzichtet der Staat hier auf Steuereinnah-

men? - Das Argument ist: Weil die Gemeinnützi-

gen uns entlasten, weil sie Sachen machen, die 

sonst wir machen würden. Deshalb entlasten wir 

sie. Damit rücken die Gemeinnützigkeit und die 

Zivilgesellschaft, wie sie sich das deutsche Ge-

meinnützigkeitsrecht vorstellt, in eine Dienstleis-

tungsperspektive. Die Zivilgesellschaft ist im Prin-

zip ein Dienstleister. Sie wird mehr oder weniger 

vom Staat beauftragt, genauso wie ein Privater 

einen Handwerker oder einen Fensterputzer be-

auftragt, so beauftragt der Staat die Gemeinnüt-

zigen. Er gibt ihnen einen Auftrag. Dieser wird er-

füllt, und dafür gibt es steuerrechtlich ein paar 

Goodies.  

Das ist, wie ich finde, nicht die richtige Perspekti-

ve auf die Zivilgesellschaft. Vielmehr müsste man 

sehr viel grundlegender überlegen, welches heu-

te, im 21. Jahrhundert, die Funktionen von Zivil-

gesellschaft sind. Ist die Zivilgesellschaft wirklich 

nur ein Dienstleister? Sicherlich werden diejeni-

gen, die hier in der Kommission für Verbände sit-

zen, abstreiten, dass sie lediglich Dienstleister für 

den Staat seien und nur das tun, was sonst der 

Staat selber machen würde. Zivilgesellschaft hat 

auch andere Funktionen. 

In der Zivilgesellschaftsforschung - ich bin kein 

Zivilgesellschaftsforscher, sondern Jurist - wird 

vorgetragen: Themenwächterfunktion, Partizipa-

tionsfunktionen usw. 

Wenn man das ernst nimmt, muss man sich 

grundlegend Gedanken darüber machen, ob es 

eigentlich sein kann, dass der Staat ein paar 

Zwecke vorgibt und Einrichtungen und Organisa-

tionen immer nur dann, wenn sie diese Zwecke 

erfüllen, gemeinnützig sind, sonst aber nicht. 

Umgekehrt muss man aber auch sehen, dass oh-

ne einen solchen Katalog thematisch grundsätz-

lich erst mal alles frei ist. Mein Ansatz ist, zumin-

dest mal zu überlegen, ob es nicht sinnvoll wäre 

zu sagen: Alle, die sich selbstlos engagieren, die 

nicht eigenwirtschaftliche Zwecke im Blick haben, 

die am Ende auch nicht Gewinn aus der ganzen 

Sache ziehen wollen, sondern die das selbstlos 

machen und sich nicht finanziell an der Sache be-

reichern möchten, sind gemeinnützig tätig, ohne 

dass ein bestimmter Zweck vorgegeben wird. Der 

Charme läge darin, dass die Zivilgesellschaft an 

der Definition des Gemeinwohls und an der Ver-

wirklichung des Gemeinwohls beteiligt würde, 

weshalb ihr ein viel größerer Spielraum bei der 

Festlegung dessen, was wir als Gemeinnützigkeit 

begreifen, eingeräumt werden sollte. 

Ein klein wenig hat der Gesetzgeber dies schon 

getan. Der Katalog des § 52 der Abgabenordnung 

enthält eine kleine Öffnungsklausel. So gilt 

Schach, um ein Beispiel zu nennen, als Sport, 

und deshalb wird die Gemeinnützigkeit aner-

kannt. Über diese Öffnungsklausel sind dann ir-

gendwann mal Bridgevereine mit hineingerutscht. 

Bridge - so denkt wohl die Finanzverwaltung - ist 

so etwas Ähnliches wie Schach. Das kann man 

irgendwie miteinander vergleichen. Und deshalb 

müssen auch die Bridgevereine in die Gemein-

nützigkeit aufgenommen werden.  

Das ist nicht ganz das, was ich mir für die Zivilge-

sellschaft als Entdeckungsverfahren vorstelle. Die 

Möglichkeiten der Öffnung zu erweitern, wäre 

aber mein Ziel. Das würde allerdings einen Bruch 

mit der geltenden Struktur bedeuten. Man muss 

sehr grundsätzlich darüber diskutieren, ob man 
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das will oder nicht. Dann kommen nämlich mög-

licherweise auch Organisationen aus der Ecke, 

die Ziele verfolgen, mit denen man nicht sympa-

thisiert, die zwar nicht extremistisch sind, deren 

Ziele man aber nicht für richtig hält und die viel-

leicht auch die Politik nicht für richtig hält. Auch 

solche Organisationen wären dann gemeinnützig, 

solange sie selbstlos sind. Damit wären funda-

mentale Veränderungen verbunden. Aber ich fin-

de, man sollte zumindest darüber diskutieren. 

Abg. Bernd Lynack (SPD): Sie haben davon ge-

sprochen, dass der Aufwandsbegriff auf der 

kommunalen Seite ein anderer ist als auf der 

steuerrechtlichen Seite. Wäre es nicht das Ein-

fachste, wir würden das übereinander ziehen, und 

dann wäre Ruhe? 

Prof. Dr. Sebastian Unger: Das kann man si-

cherlich machen. Sie müssten dann allerdings 

überlegen, in welche Richtung Sie es auflösen 

wollen. Wenn sich die Aufwandsentschädigungen 

von vornherein am Steuerrecht orientieren sollen, 

hätten wir tatsächlich Ruhe. Dann wären die Auf-

wandsentschädigungen aber möglicherweise nie-

driger, als dies gegenwärtig der Fall ist. Wenn Sie 

allerdings den steuerrechtlichen Begriff des Auf-

wandes an dem Begriff der Aufwandsentschädi-

gung im Sinne des Kommunalrechts ausrichten 

wollen, wäre dies schwierig, weil dann völlig an-

dere Begriffe für Werbungskosten und Betriebs-

ausgaben zugrunde gelegt werden müssten. Da-

mit würden Sie an Grundstrukturen des Steuer-

rechts stoßen, die man nicht ohne Weiteres auf-

geben kann.  

Von daher wäre es eine Überlegung wert, das 

Thema der Zahlungen, die kommunal ehrenamt-

lich Tätige erhalten, aus den Aufwandsbegrifflich-

keiten herauszuholen und die Zahlungen genau-

so zu regeln, wie die Übungsleiterpauschale, in-

dem Einnahmen, die für die Wahrnehmung des 

kommunalen Ehrenamtes gezahlt werden, in ei-

ner bestimmten Höhe steuerfrei gestellt würden. 

Man müsste sich dann über den Betrag Gedan-

ken machen - möglicherweise müsste man die 

Beträge auch staffeln -, aber damit wäre das 

Ganze dann erledigt. Aber in dem Moment, in 

dem Sie die Aufwandskonstellation zugrunde le-

gen, ist das nicht ganz einfach. Sich am steuer-

rechtlichen Aufwandsbegriff zu orientieren, würde 

zwar das Problem erledigen, aber wahrscheinlich 

zu deutlich niedrigeren Aufwandsentschädigun-

gen führen. 

Vors. Abg. Petra Tiemann (SPD): Vielen Dank 

für den Input und die äußerst lebendige Diskussi-

on. Ich finde, wir sollten das erst einmal sacken 

lassen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Auswertung der eingegangenen Stellungnah-

men der schriftlichen Anhörung zu Ziffer 4 des 

Einsetzungsbeschlusses (Änderung des Nie-

dersächsischen Kommunalverfassungsgeset-

zes) 

 

Vorstellung durch die wissenschaftliche Be-

gleitung 

Herr Dr. Micus (LTVerw) erläuterte die von der 

wissenschaftlichen Begleitung auf der Basis der 

bisherigen Diskussionen in der Kommission und 

der bislang eingegangenen Stellungnahmen er-

stellte Übersicht „Zwischenstand der Diskussion 

zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 

das ehrenamtliche Engagement. 1 

Abg. Volker Bajus (GRÜNE) war der Auffassung, 

dass hinsichtlich der in der Übersicht genannten 

Herausforderungen sicherlich eine Priorisierung 

vorgenommen werden müsse.  

Zudem regte er an, im Rahmen der Arbeit der 

Kommission zusätzlich zu den in der Übersicht 

genannten Herausforderungen auch die Frage 

der Anrechnung von Aufwandsentschädigungen 

aus ehrenamtlicher Tätigkeit auf Hartz-IV- und 

Arbeitslosengeldleistungen auf den Prüfstand zu 

stellen.  

Außerdem warf der Abgeordnete die Frage auf, 

ob die Kommission in ihrem Bericht lediglich auf 

die Herausforderungen und die Lösungsoptionen 

hinweisen oder aber ob sie ganz konkrete Vor-

schläge etwa in dem Sinne, dass bestimmte Ge-

setze in bestimmter Weise geändert werden soll-

ten, aussprechen wolle. 

Abg. Bernd Lynack (SPD) antwortete, sicherlich 

werde die Kommission hinsichtlich der Herausfor-

derungen eine Priorisierung vornehmen müssen. 

Was konkrete Vorschläge zur Änderung bestimm-

ter rechtlicher Grundlagen angehe, so wolle er 

den Gesetzesberatungen im Ausschuss für Inne-

res und Sport nicht vorgreifen. 

Zwischen den Fraktionen sei vereinbart worden, 

dass die Vorsitzende der Kommission in der An-

hörung zum NKomVG im Innenausschuss die 

                                                
 
1 Die Übersicht ist dieser Niederschrift als Anlage 1 beigefügt. 

Empfehlungen, die sich aus dem Zwischenbericht 

der Kommission ergäben, vortrage. 

Abg. Rainer Fredermann (CDU) kam an dieser 

Stelle noch einmal auf die bereits unter Tages-

ordnungspunkt 1 angesprochene Diskussion über 

Rentenpunkte für ehrenamtliche Tätigkeit zu 

sprechen. 

Der Abgeordnete bat darum, vor einer Priorisie-

rung der in der Übersicht aufgelisteten Herausfor-

derungen die Frage der Gewährung von Renten-

punkten für ehrenamtliche Tätigkeit in den Zeit-

plan aufzunehmen. Aus seiner Sicht müsse sich 

die Kommission - unabhängig davon, zu welchem 

Ergebnis sie dann schließlich gelangen werde - 

mit diesem Thema dringend beschäftigen. 

Vors. Abg. Petra Tiemann (SPD) antwortete, da 

für die für den 13. Januar 2021 vorgesehene Sit-

zung bereits eine recht umfangreiche Tagesord-

nung vorgesehen sei, schlage sie vor, dieses 

Thema in der Sitzung am 20. Januar 2021 zumin-

dest anzudiskutieren. Das Sozialministeriumhabe 

ohnehin bereits eine Unterrichtung für Anfang Ja-

nuar angeboten. Im Rahmen dieser Unterrichtung 

könne sicherlich auch auf das Thema „Renten-

punkte für ehrenamtliche Tätigkeit“ eingegangen 

werden. - Widerspruch hiergegen erhob sich 

nicht. 

Die Vorsitzende fasste sodann zusammen, dass 

die Kommission die Auswertung der eingegange-

nen Stellungnahmen zunächst einmal zur Kennt-

nis nehme und sich in ihrer Sitzung am 13. Janu-

ar weiter mit der Auswertung befassen und dabei 

dann das weitere Verfahren sowie auch die Frage 

einer Priorisierung besprechen werde. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Abstimmung und gegebenenfalls Beschluss-

fassung zur weiteren Zeitplanung 

 

Die Kommission befasste sich auf der Basis des 

Entwurfs eines Themen- und Verlaufsplans2 mit 

der weiteren Zeitplanung.  

Sie bat mit Blick auf die für den 5. März 2021 vor-

gesehenen Anhörungen zu aktueller Praxis und 

Debatten der Engagementpolitik in Niedersach-

sen darum, der Landtagsverwaltung möglichst 

zeitnah Vorschläge für den Kreis der Anzuhören-

den mitzuteilen. 

Vors. Abg. Petra Tiemann (SPD) wies darauf hin, 

dass, wenn die Kommission den Abschlussbericht 

Mitte/Ende Juni 2021 beraten wolle, nicht mehr 

sonderlich viele Termine blieben, um die Aspekte, 

mit denen sich die Kommission in der gebühren-

den Intensität befassen wolle, zu diskutieren. Aus 

ihrer Sicht sei von daher klar, dass das in dem 

Einsetzungsbeschluss für die Arbeit der Kommis-

sion vorgesehene Zeitfenster wohl nicht ausrei-

chen werde. 

Vor diesem Hintergrund würde es sich möglich-

erweise empfehlen, die Beratung des Abschluss-

berichtes für die Zeit nach der parlamentarischen 

Sommerpause vorzusehen. Dies hätte zudem 

den Vorteil, dass der Abschlussbericht dann von 

der wissenschaftlichen Begleitung während der 

Sommerpause erstellt werden könnte. In den 

dann folgenden vier oder sechs Wochen sollten 

die Beratungen dann aber zum Abschluss ge-

bracht werden. 

Sie würde es, da dies auch für die Begleitung 

durch die Landtagsverwaltung und die Zuarbeit 

durch die wissenschaftliche Begleitung sowie die 

wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der Fraktionen eine große Rolle spiele, begrü-

ßen, so die Vorsitzende weiter, wenn die Kom-

mission hierzu in ihrer Sitzung am 13. Januar des 

kommenden Jahres eine Entscheidung treffen 

könnte. 

 

                                                
 
2 Der Entwurf ist der Niederschrift als Anlage 2 beigefügt. 

Verschiedenes/Internetauftritt der Kommission 

Die Vorsitzende merkte an, sie sei darauf auf-

merksam gemacht worden, dass auf den Inter-

netseiten des Landtages zur Arbeit der Enquete-

kommission zwar Bilder der dem Landtag ange-

hörenden Mitglieder der Kommission, nicht aber 

der externen Kommissionsmitglieder hinterlegt 

seien. 

Die Vorsitzende warf die Frage auf, ob Bedenken 

dagegen bestünden, auf den Internetseiten des 

Landtages auch Bilder der externen Kommissi-

onsmitglieder zu veröffentlichen. Sie bat darum, 

der Landtagsverwaltung per E-Mail die dafür aus 

datenschutzrechtlichen Gründen erforderliche Er-

laubnis sowie jeweils ein geeignetes Foto zuzulei-

ten. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Anmerkungen der wissenschaftlichen Beglei-

tung 

Herr Dr. Micus (LTVerw) sprach mit Blick auf den 

Abschlussbericht, anknüpfend an die Ausführun-

gen zum Steuerrecht durch Kommissionsmitglied 

Herrn Prof. Dr. Sebastian Unger, folgende Aspek-

te an: 

- Verdienstausfall und Nachteilsausgleich, 

- Schaffung einer gesonderten steuerrechtlichen 

Regelung für ehrenamtliche Tätigkeiten, bei 

denen nicht die Absicht unterstellt wird, Ein-

künfte zu erzielen, 

- steuerfreie Aufwandsentschädigungen für 

Bundestags- und Landtagsabgeordnete ver-

sus Aufwandsentschädigungen für kommunale 

Mandatsträger. 

Prof. Dr. Sebastian Unger legte dar, die Schaf-

fung eines eigenen Tatbestandes für die Besteue-

rung ehrenamtlich Tätiger wäre zwar sicherlich 

möglich. Dies ändere aber nichts daran, dass, wie 

er bereits ausgeführt habe, das Verfassungsrecht 

das Gebot der gleichmäßigen Besteuerung aller 

nach Maßgabe der Leistungsfähigkeit beinhalte. 

In der Tat werde häufig kritisiert, dass hinsichtlich 

der Aufwandsentschädigungen Unterschiede zwi-

schen Bundestags- und Landtagsabgeordneten 

auf der einen Seite und kommunalen Mandatsträ-

gern auf der anderen Seite bestehe. Die Recht-

fertigung für eine Unterscheidung an dieser Stelle 

müsste im Detail diskutiert werden. 

Bei Verdienstausfall handele es sich ausdrücklich 

nicht um Aufwand. Insofern fielen Verdienstaus-

fallszahlungen nicht unter die Freistellungsrege-

lungen für Aufwandsentschädigungen. 

Prof. Dr. Unger schlug vor, über die drei genann-

ten Aspekte noch einmal ins Gespräch zu treten, 

wenn der Entwurf des Abschlussberichtes ver-

fasst werde. 

*** 
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Zwischenstand der Diskussion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für das ehrenamtliche Engagement: 
 

Herausforderung Lösungsoptionen Gesetzliche Grundlage, die ge-
ändert werden müsste 

Anmerkung  

Steuerliche Besser-
stellung des Ehren-
amtes 

 steuerliche Verbesserungen (höhere Pauschbeträge, bessere Absetzbar-
keit der privat eingesetzten Mittel auch für Hausfrauen und Rentnerinnen 
und Rentner) 

 Die Zeiten, die für Aufsichtsratspositionen oder andere Gremientätigkei-
ten eingesetzt werden, sind auch in die Entschädigungssatzung aufzuneh-
men (Freistellung von der Arbeit, Verdienstausfall) 

 anfallende Kosten z.B. auch für nicht Erwerbstätige und Rentner*innen 
sollten steuerlich absetzbar sein (Kosten für PC, Drucker, Patronen, Pa-
pier, Fahrtkosten) 

 eine deutliche Anhebung der Ehrenamtspauschale: Wer sich für die Ge-
meinschaft engagiert und dabei keinen Lohn, sondern eine Aufwandsent-
schädigung erhält, sollte darauf gar keine Steuern entrichten müssen – 
der Steuerfreibetrag von 720 Euro ist auf jeden Fall deutlich zu gering 

 Spendenbescheinigung für Stunden: Wer eine bestimmte Anzahl Stunden 
(500) nachweisen kann, die für ehrenamtliche Tätigkeiten aufgewendet 
wurde, muss diese analog zu Geldspenden in der Steuererklärung geltend 
machen können 

EstG, Ratsherrenerlass  

Ortsgebundenheit 
der Sitzungen 

 Hybride Sitzungen, Abstimmungen online ermöglichen NKomVG, Satzungen der Ver-
tretungen 

  

Kinderbetreuung / 
Familienleben und 
kommunales Man-
dat 

 Einführung einer Elternzeit für Kommunalpolitiker*innen in kommunalen 
Parlamenten 

 Gesetzlicher Anspruch auf Erstattung der Kinderbetreuungskosten für 
kommunale Mandatsträger während Rats-/Ausschusssitzungen und par-
teiinternen Terminen wie Fraktionssitzungen 

 Einführung einer Verpflichtung der Kommunen (in das NKomVG), ange-
messene Kostenerstattungen für Kinder- und Angehörigenbetreuungen in 
ihren Satzungen vorzusehen  

NKomVG, Satzungen der Ver-
tretungen 

 

Anlage 1
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 Kinderbetreuung während der Sitzungen bzw. Unterstützung bei der Su-
che nach geeigneten Betreuungspersonen 

 Betreuungsmöglichkeiten für ältere Pflegebedürftige verbessern 
 Endzeiten für die Sitzungen festlegen 

Angemessenheit 
der Aufwandsent-
schädigung 

 Mindestaufwandsentschädigungen für Menschen ohne Einkommen oder 
Menschen in Ausbildung, beispielsweise i.H. von 450€ 

 Kostenlose Fortbildungen zur Vorbereitung auf ein Mandat, aber auch zur 
Begleitung 

 ehrenamtliche Vorstandsarbeit sowie die Übernahme von Führungsauf-
gaben sollten sich in Rentenpunkten widerspiegeln 

 bei Fahrten im Ehrenamt sollten in der Steuererklärung 50 Cent als Kilo-
meterpauschale angesetzt werden 

 freie Fahrt in Bus und Bahn für ehrenamtlich Engagierte 
 für benötigte Ausstattung zur Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit 

(Auto, technische Hilfsmittel) sollte es Vereinbarungen mit Herstellern 
geben für spezielle Rabatte für Ehrenamtliche 

 Anrechnung des kommunalen Mandats in der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung (Rentenpunkte) 

§55 NKomVG, Aufwandsent-
schädigungssatzungen der 
Kommunen, SGB 

 

Anerkennungskul-
tur 

 Erhöhung der Anwenderfreundlichkeit, Adressatenorientierung und Ver-
waltungseffizienz durch z.B. Erleichterung der Beantragung und Verlänge-
rung durch Digitalisierung bzw. online-basierte Antrags- und Verlänge-
rungsverfahren und durch Installation eines digitalen Formulars zur Re-
gistrierung neuer Anbieter von Vergünstigungen für Inhaberinnen und In-
haber der Ehrenamtskarte  

 Wertschätzung des Ehrenamts z.B. durch Anerkennungsdiplome (geeig-
net für Bewerbungen) und Auszeichnungen 
 Freie Fahrt in Bus und Bahn 
 Rechtsanspruch auf Homeoffice 

 Anerkennung ehrenamtlicher Termine in der Gremienarbeit sowie ehren-
amtlicher Fortbildungen als Bildungsurlaub 

 Ausstellung von Zertifikaten (zur möglichen Vorlage bei berufl. Bewer-
bungen) 
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Konfliktmanage-
ment 

 zuständige Stelle bei der Kommune einrichten/benennen, die bei Be-
schwerden und Konflikten unterstützen kann 

  

Bedrohung  Prüfung einer Änderung des §188 StGB (Üble Nachrede und Verleumdung 
gegen Personen des politischen Lebens) für die Einbeziehung kommuna-
ler Mandatsträger*innen  

 Einrichtung einer Stelle für die Beratung von betroffenen Kommunalpoli-
tiker*innen 

  

Zusammenwirken 
von Hauptamt und 
Ehrenamt 

 Verbesserung der Richtlinien zur Förderung von Freiwilligenagenturen 
 Hauptamtlichkeit der Gleichstellungsbeauftragten auch in kleinen Ge-

meinden (=> hierzu übergemeindliche Bündelung von Stellen) 
 Mehr Gelder für Hauptamtliche in den Fraktionen, die den Ehrenamtli-

chen v.a. organisatorische Aufgaben abnehmen 

NKomVG  

Ländlicher Raum 
(am Bsp. Bürgerbus) 

 Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Bürgerbusvereinen (mit Blick auf 
eine größere Anerkennung für die ehrenamtliche Tätigkeit sowie auf 
steuerliche Erleichterungen in Bezug auf etwaige Aufwandsentschädigun-
gen und die Abzugsfähigkeit von Spenden) 

 Verbesserung der finanziellen Ausstattung der Bürgerbusvereine (in An-
lehnung an Regelungen in NRW): Bürgerbusvereine müssen grundsätzlich 
befugt sein zur Antragstellung auf Fahrgelderstattung (infolge der kosten-
losen Beförderungsanspruchs schwerbehinderter Personen nach dem 
SGB); auf aufwendiges/kostspieliges Testat über die Höhe der Fahrgeld-
einnahmen kann bei Unterschreitung eines festzulegenden Erstattungs-
grenzwertes verzichtet werden 

Änderung der Abgabenord-
nung als Bundesrecht; 
Nummern 2.3.4 und 3.1.5 der 
Fahrgelderstattungsrichtlinie 

 

Auszubildende und 
Studierende für 
kommunales Man-
dat motivieren 

 Gemäß §15 Abs. 3 BAföG wird die Förderungshöchstdauer verlängert, 
wenn in Organen der Hochschule oder Studentenschaft mitgearbeitet 
wird. Sollte auch für ein kommunales Mandat gelten 

 Ausübung eines kommunalen Mandats im Studium im Wahlpflichtbereich 
(Studium Generale) anrechnen  

 Einschränkung Zweitwohnsitzsteuer 
 Erweiterung der Möglichkeiten zur digitalen Teilnahme  
 Vertretungslösungen für Mandatsträger 

§15 Abs. 3 BAföG, MWK; Aus-
weitung §182 NKomVG 

Keine Bevorzugung von 
studentischer Selbstver-
waltung; einem kommu-
nalen Mandat sollte kein 
geringerer Stellenwert zu-
gemessen werden. Wün-
schenswert wäre es, diese 
Regelung auch für die frei-
willige Feuerwehr etc. zu 
öffnen 
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Hohe Vorberei-
tungszeit für Sitzun-
gen; Trend zu mit-
tel- oder kurzfristi-
gem Engagement 

 Mandats-Sharing 
 den Umfang und die Qualität der Vorlagen anpassen 
 mehr Gelder für Hauptamtliche innerhalb von Fraktionen bereitstel-

len, um vor allem organisatorische Arbeiten auszulagern 
 bessere Zusammenarbeit von Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen, 

hauptamtliche Begleitung des Ehrenamtes 
 Erleichterung eines kurzfristigen Engagements in konkreten Projek-

ten und befristeten Arbeitskreisen z.B. in den Semesterferien 
  

Nicht im NKomVG, das sollte 
die Kommune selbst entschei-
den.  

Es sollte generell am Ver-
hältnis zwischen Verwal-
tung und Gremium gear-
beitet werden.  

Interesse an Kom-
munalpolitik stär-
ken/ Bürgerbeteili-
gung erhöhen 

 Einwohnerfragestunde als Dialog mit Abgeordneten, nicht nur mit der 
Verwaltung  

 App für Bürgerbeteiligung  
 Einwohnerantrag (Unterschriftenerfordernis sollte nicht (wie bisher) hö-

her als bei einem Bürgermeisterkandidaten sein) 

    

Junge Menschen an 
Politik heranführen  

 Absenkung der Altersgrenze für aktives und passives Wahlrecht (auf 
14 bzw. 16 Jahre) 

 Absenkung des passiven Wahlrechts für Hauptverwaltungsbeamte 
auf 18 Jahre 

 Rahmenbedingungen für politische Jugendorganisationen verbessern 
(u.a. institutionelle statt projektbezogener Förderung, Digitalisierung 
der Anträge & Entbürokratisierung, Erhöhung der Haushaltsmittel, 
geförderte Landesgeschäftsstelle) 

 Besser Verankerung struktureller Partizipationsrechte für Jugendliche 
bei Fragen, die sie selbst betreffen – Sätze 1 und 2 in §36 NKomVG: 
„sollen“ durch „müssen“ ersetzen  

 „Jugend Check“ als Prüfinstrument für die Verpflichtung zur Jugend-
beteiligung 

 verpflichtende Regelungen bzgl, §44 NKomVG (Entschädigungen)  
 Parteiübergreifende Fortbildungen / teilweise Kostenübernahme 

durch Kommune  
 Mitwirkungsmöglichkeiten der Vertreter der Jugendhilfe in Jugendhil-

feausschüssen sollen uneingeschränkt gelten 

NKomVG (u.a. §§ 36, 44); För-
derrichtlinie MS; Kerncurricu-
lum für den Politikunterricht, 
NLWG 
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 Politikunterricht praxisnäher gestalten. Kann die Kommune an dieser 
Stelle zuliefern und ggf. auf die Kommune zugeschnittene Beispiele 
liefern? 

 Förderung von Planspielen 
 Unterlistenverbindungen, die auch den Jugendorganisationen der 

Parteien eine Wahlteilnahme ermöglichen 
 Partizipationsrechte für Vertreter von Jugendparlamenten als Orten 

der Vermittlung der institutionellen politischen Arbeit müssen über 
Rede- und Antragsrechte in einzelnen Kommunalparlaments-Aus-
schüssen hinausgehen 

 Verlängerung des BAföG bei Nachweis über ein ehrenamtliches Enga-
gement 

 Anrechnung des ehrenamtlichen Engagements als Studienkredit-
punkte (ECP) 

 Novelle des WissZeitVG, um die Arbeitsbedingungen des akademi-
schen Mittelbaus zu verbessern (Kampf gegen Befristungen und Ar-
beitsüberlastung) 

 Das Mandat/Ehrenamt kann bis zum Ende der Legislaturperiode be-
halten werden, wenn der Wohnsitz zu Beginn des Ehrenamtes/Man-
dats auf die jeweilige Kommune entfällt  

 Passus in den betreffenden Paragraphen (Einwohnerantrag etc.) ein-
fügen, der auch solchen Menschen Mitwirkungsmöglichkeiten er-
möglicht, die unmittelbar von dem jeweiligen Befassungsgegenstand 
betroffen sind, obwohl sie nicht ihren formalen Wohnsitz vor Ort ha-
ben (z.B. „Fahrschüler“) 

Diversität/Gleich-
stellung 

 Paritätsgesetz / verbindliche Regelungen für Quotierungen in der Kom-
munalverfassung 

 Ausbau des Mentoring-Programms und der hauptberuflichen Gleichstel-
lungsarbeit in Niedersachsen 

 Gleichstellungsbeauftragte als Hauptamt 
 Rollenstereotype bei der Besetzung von Gremien oder Besetzung von 

Posten abbauen 
 Quotierung der Vorstände 

teilw. NKomVG 
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 das Bewusstsein für die Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements von 
Frauen stärken, z.B. durch: 

- Vielfalt und volkswirtschaftliche Bedeutung von Frauen im 
Ehrenamt in der Öffentlichkeit sichtbar machen, in den Me-
dien durch regelmäßige Formate in Print- und Onlinemedien 
aber auch in Evaluationen, Forschung und Statistik 

 landesweite Kampagne zusammen mit migrantischen Organisationen, die 
vor allem Orte wie Migrationszentren adressiert, um Aufklärung über 
kommunalpolitischen Handlungsspielräumen innerhalb von migranti-
schen Gemeinschaften zu schaffen 

 Verwendung einfacher Sprache in Dokumenten 
Vereinbarkeit von 
Ehrenamt und Beruf 
/ Freistellungen im 
Unternehmen 

 Bei Ausweitungen von Freistellungen auch die Arbeitgeber mit einbezie-
hen 

 die Freistellung Ehrenamtlicher von der Arbeitsstelle sollte gesetzlich ge-
regelt sein, damit es für Ehrenamtliche gegenüber ihren Arbeitgeber*in-
nen zur Selbstverständlichkeit wird, ihr „Recht auf Ehrenamt“ zu vertre-
ten – eine Möglichkeit wäre, Ehrenamtstage bei voller Lohnfortzahlung 
einzuführen 

 im Arbeitsleben sollten für ehrenamtlich Tätige dieselben Regelungen 
gelten wie für schwerbehinderte Mitarbeiter, so müssen für sie beson-
dere Urlaubsregelungen und ein besonderer Kündigungsschutz gelten; 
Arbeitgeber*innen sollten bei ihrer Einstellung Lohnkostenzuschüsse aus 
Steuergeldern erhalten 

 ein Rechtsanspruch auf Homeoffice muss eingeführt werden, damit feste 
Anwesenheitszeiten im Beruf ein Ehrenamt nicht verhindern 

 ehrenamtliche Termine in der Gremienarbeit und ehrenamtliche Fortbil-
dungen müssen – egal ob ein- oder mehrtägig – als Bildungsurlaub aner-
kannt werden 

Verfahrensfrage, NKomVG, di-
verse 

  

Weiterbildung   Kommunalpolitische Vereinigungen der Parteien stärken, damit diese 
landkreisübergreifend unterstützen können. Nicht jede Kommune kann 
sich eine Person in der Verwaltung für Weiterbildung der kommunalen 
Mandatsträger leisten 

  Wird bisher schon prakti-
ziert, hier sollte das Ver-
fahren optimiert werden 
und nicht eine neue Struk-
tur geschaffen werden  
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Digitalisierung  Aufbau eines Online Portals, in dem potenziell Engagierte ihre Kompe-
tenz- und Interessenprofile erstellen und Institutionen mit Bedarf an Eh-
renamtlichen inserieren können 

 Rechtsanspruch auf Homeoffice 
 Steigerung der Sitzungsflexibilität durch Ausbau der digitalen Kommuni-

kation(smöglichkeiten) 

 Best Practice (?): FlexHero 

Betreuungsorgani-
sation, Planung des 
Familienlebens 

 Verbindliche Endzeiten von Sitzungen NKomVG, Geschäftsordnungen 
der Vertretungen  

Für die Betreuungsorgani-
sation sind verbindliche 
Zeiten unerlässlich. Hier 
sollen die Kommunen 
selbst aktiv werden. 
Selbstverpflichtung? 

  
 



Themen- und Verlaufsplan EKE Ehrenamt 

1 
Micus/Deycke 08.12.2020 

Thema Datum 
1. Das kommunale Mandat  
2. Querschnittsthemen – Herausforderungen und 
Lösungsansätze 

 

2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen der 
Organisationsstrukturen 

 

Bürokratie, Vereinsrecht (Vortrag externe Mitglieder, 
Problemanalyse) 

03.12.2020 

Aufwandsentschädigungen und Steuerbefreiungen 
(Vortrag Unger); Zusammenfassung Anhörungen zu 
NKomVG; Aufbau Zwischenbericht 

16.12.2020 

DSGVO (Anhörung Landesdatenschutzbeauftragte, evtl. 
weiterer Referent); Unterrichtung Staatskanzlei 

13.01.2020 

Einschub      a) Kommunales Ehrenamt 
Abschlussdiskussion 

05.02.2021 

                      b) Diskussion Zwischenbericht 12.02.2021 
2.2 Vereinbarkeit von Familie und Ehrenamt, der 
Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt, Gleichstellung, 
Diversität 

 

Einschub: Anhörungen zu aktueller Praxis und Debatten 
der Engagementpolitik in NDS z.B.: Niedersachsenring 
(MS und Mitglieder); LAGFA (Landesarbeitsgemeinschaft 
der Freiwilligen-Agenturen); Nds. Freiwilligenakademie; 
Stiftung Bürgermut; Programmbüro „Engagierte Stadt; 
Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt; 
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 

05.03.2021 

Einschub: Anhörungen zu spezifischen 
Herausforderungen in einzelnen Tätigkeitsfeldern I 
(Kirche, Sport, Umwelt etc.) 

16.04.2021 

Einschub: Anhörungen zu spezifischen 
Herausforderungen in einzelnen Tätigkeitfeldern II 

21.04.2021 

2.3 Flexibilisierung von Organisations- und Engagement-
Strukturen 

 

Anlage 2



Themen- und Verlaufsplan EKE Ehrenamt 

2 
Micus/Deycke 08.12.2020 

a) Strukturwandel Ehrenamt (Trend hin zu begrenzter, 
projektorientierter Arbeit; Wandel der motivierenden 
Werte) 
b) Informelles, spontanes Ehrenamt; Vielfalt der 
Engagementformen  
c) Netzwerke sowie neue Werkstätten und Foren 
d) Digitalisierung 
e) Ehrenamt braucht Hauptamt 

2.4 Gewalt, Kriminalität und Bedrohungen (Hate Speech)  
2.5 Die „dunkle Seite der Zivilgesellschaft“   
2.6 Stadt-Land-Differenzen  
2.7 Weiterbildung / Qualifizierung (aus unserem 
Themencluster) 

 

2.8 Nachwuchsgewinnung in den Vereinen und 
Kommunalparteien; Organisationsformen u. 
Beteiligungsstrukturen 

 

2.9 Modernisierung der Anerkennungskultur/Image der 
Vereine 

 

Debatte Abschlussbericht I 18.06.2021 
Debatte Abschlussbericht II 23.06.2021 

 




